
tung für die Entscheidung trägt. Diese Entscheidung 
aufch über die Schlußfolgerungen des Gutachtens kann 
nur dann getroffen werden, wenn der Sachverhalt in 
seiner Gesamtheit bekannt ist. Dazu ist das Sachver­
ständigengutachten ein wesentlicher Beitrag. Seine Er­
gebnisse und Schlußfolgerungen sind durch das Ge­
richt unter Berücksichtigung des Gesamtergebnisses der 
Beweisaufnahme zu prüfen und in der rechtlichen Be­
deutung zu würdigen. Es trägt zum gegenseitigen Ver­
stehen bei, wenn bei einer solchen Gelegenheit auf die 
gegenseitige Verantwortung des Sachverständigen und 
des Gerichts hingewiesen wird.
Aus dem gleichen Grunde ist das Gericht grundsätz­
lich nicht in der Lage und deswegen auch nicht be­
fugt. sich ohne psychiatrischen Sachverständigen über 
die Zurechnungsfähigkeit eines Beschuldigten ein Ur­
teil zu bilden, wenn begründete Zweifel bestehen. In 
einem solchen Fall ist es notwendig, mit wissenschaft­
licher Exaktheit zu beantworten, ob im konkreten Fall 
die gesetzlichen Voraussetzungen der Unzurechnungs­
fähigkeit nach § 51 StGB Vorgelegen haben. Da es sich 
hierbei um die Entscheidung über die Bejahung oder 
Verneinung der strafrechtlichen Verantwortlichkeit 
handelt, weisen Hansen und Vetterlein zu Recht auf 
die große Verantwortung des Sachverständigen hin 
(S. 102).
Der Richter, Staatsanwalt oder Mitarbeiter des Unter­
suchungsorgans muß in entsprechenden Fällen an den 
psychiatrischen Sachverständigen den Gutachterauf­
trag geben. Wir halten es deshalb für erforderlich, die 
Juristen während ihrer Ausbildung besser mit den 
Symptomen der verschiedenen Störungen der höheren 
Nerventätigkeit und ihrer Wirkungsweise auf das Ver­
halten des Menschen vertraut zu machen. Der Jurist, 
der ja über keine medizinische Grundausbildung ver­
fügt, muß wissen, unter welchen Voraussetzungen er 
im Interesse der allseitigen Erforschung der objektiven 
Wahrheit ein Gutachten benötigt. Er muß außerdem 
die grundlegenden Gesetzmäßigkeiten der höheren 
Nerventätigkeit jedenfalls soweit kennen, daß er den 
Inhalt eines psychiatrischen Gutachtens erfassen und 
daraus richtige strafrechtliche Schlußfolgerungen zie­

hen kann. Außerdem muß der Jurist gründliche Kennt­
nisse der Psychologie besitzen, nicht zuletzt im Inter­
esse der Erhöhung der erzieherischen Wirksamkeit sei­
ner Tätigkeit. Das wird ihm u. a. auch helfen, die Zu­
sammenarbeit mit den psychiatrischen Sachverständigen 
zu verbessern.
Auf einige kleine juristische Ungenauigke’ten und 
Schönheitsfehler in dem Buch soll hier nicht eingegan­
gen werden. Ein wesentlicher Mangel der Arbeit ist 
jedoch, daß sie noch zu sehr der Ansicht verhaftet ist, 
nur die gerichtliche Strafe — und im wesentlichen die 
Freiheitsstrafe — sei die im konkreten Verfahren einzig 
notwendige und mögliche Reaktionsweise. Die Straf­
arten ohne Freiheitsentzug werden nicht ausreichend 
in die Betrachtung einbezogen. Auch hier zeigen sich 
also konkrete Auswirkungen des in der Strafrechts­
wissenschaft aufgetretenen Dogmatismus.
Bei der Vorbereitung einer weiteren Auflage ist es un­
bedingt erforderlich, die Weiterentwicklung des sozia­
listischen Rechts in den hauptsächlichsten Fragen stär­
ker zu berücksichtigen. Insbesondere der Erlaß des 
Staatsrates über die grundsätzlichen Aufgaben und die 
Arbeitsweise der Organe der Rechtspflege vom 4. April 
1963 zwingt zu einem erneuten Durchdenken vieler in 
der Arbeit behandelter Probleme. Beispielsweise sind 
eingehende Überlegungen erforderlich, ob und in wel­
cher Weise der medizinische Sachverständige dabei 
mithelfen kann, im Zusammenhang mit der Unter­
suchung bestimmter Voraussetzungen der strafrecht­
lichen Verantwortlichkeit die Ursachen und begünsti­
genden Bedingungen von Straftaten aufzudecken und 
zur allmählichen Einschränkung der Kriminalität bei­
zutragen. Es geht — in enger Zusammenarbeit zwischen 
Medizinern und Juristen5 — darum, die verschiedenen 
Möglichkeiten und Formen zu erfassen, mit denen 
auch die Gerichtsmediziner die staatlichen und gesell­
schaftlichen Organe der Rechtspflege bei der Bekämp­
fung und Verhütung der Kriminalität unterstützen 
können.

5 vgl. hierzu W. Schmidt, „Engere Zusammenarbeit zwischen 
Medizinern und Juristen“, NJ 1963 S. 234, und weitere Beiträge 
in Heft 8 63.
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Aufgaben des Rechtsanwalts im Eheverfahren
Die gesellschaftliche Bedeutung des Eheverfahrens
Der Rechtspflegeerlaß des Staatsrates hat für alle Ge­
biete der Rechtspflege große Bedeutung. Die in ihm in 
erster Linie für das Strafverfahren und die Verbesse­
rung der Strafrechtspflege entwickelten Grundsätze 
haben auch für die Zivilrechtspflege und die Anwen­
dung des Familienrechts und der Bestimmungen über 
das Eheverfahren allgemeine Gültigkeit.
So gilt die Forderung des Rechtspflegeerlasses, die 
Rechtsprechung gesellschaftlich wirksamer zu machen, 
auch für das Eheverfahren. Die gesellschaftliche Be­
deutung der Eheverfahren ist sowohl nach ihrer Anzahl 
als auch in ihrer Auswirkung auf die gesellschaftliche 
Entwicklung groß. Nach den statistischen Feststellungen 
werden von den bei den Gerichten geführten Zivil­
und Familienrechtssachen etwa doppelt soviel Bürger 
betroffen wie von den Strafverfahren. Der Anteil der 
Familienrechtssachen betrug hierbei im Jahre 1961 etwa 
60 Prozent und dürfte sich inzwischen noch etwas er­
höht haben.
Jedes Familienrechtsverfahren — insbesondere das 
Scheidungsverfahren — greift tief in die persönlichen

Lebensv'erhältnisse der Betroffenen ein. Außerdem er­
stredet sich die Auswirkung eines Scheidungsverfah­
rens und dessen, was davor und danach erfolgt, nicht 
nur auf die Prozeßparteien selbst, sondern vor allem 
auch auf die Kinder, aber auch auf Verwandte, Be­
kannte, Freunde und Arbeitskollegen der Beteiligten. 
Jedes Scheidungsverfahren und jede Entscheidung 
beeinflußt ganz zwangsläufig die Bewußtseinsentwick­
lung eines größeren Kreises von Bürgern. Diese Ent- 
widclung nicht dem Selbstlauf zu überlassen, sie be­
wußt zu steuern, sie zielgerichteter auszuüben, ist eine 
der wichtigsten Aufgaben, die der Rechtspflegeerlaß 
den Justizorganen und auch den Rechtsanwälten stellt. 
Angesichts der großen gesellschaftlichen Bedeutung der 
Eherechtsprechung ist es dringend notwendig, bei der 
Auswertung des Rechtspflegeerlasses die Diskussion 
der mit den Eheverfahren verbundenen Probleme und 
Fragen in einem ihrer Bedeutung entsprechendem Maße 
zu führen.
Die Ehescheidungspraxis ist ja keinesfalls unproble­
matisch. Zahlreiche Fragen bedürfen dringend der Er­
örterung. Es gibt noch falsche Auffassungen und falsche 
Arbeitsmethoden, die die gesellschaftliche Wirkung der
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